
2.3 

EL 2016   1

 
O r d n u n g s b e h ö r d l i c h e  V e r o r d n u n g  

 
über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet 

der Stadt Gevelsberg vom 02.12.2011 
 
§ 5 geändert durch 1. Nachtrag vom 02.02.2015 
 
Aufgrund der §§ 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1; 31 des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehördengesetz (OBG) – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW S. 528), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 08. Dezember 2009 (GV. NRW S. 765, 793) wird von der 
Stadt Gevelsberg als örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Stadt Gevelsberg vom 01.12.2011 folgende Rechtsverordnung erlassen: 
 
 
 

§ 1 
 

Begriffsbestimmungen 
 
 

(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Ver-
kehr dienenden Flächen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse. Zu 
den Verkehrsflächen gehören insbesondere Straßen, Fahrbahnen, Wege, 
Gehwege, Radwege, Bürgersteige, Plätze, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen, Böschungen, Rinnen und Gräben, Brücken, Unterführungen, Treppen 
und Rampen vor der Straßenfront der Häuser, soweit sie nicht eingefriedet 
sind sowie Einrichtungen, die mit der Benutzung der Verkehrsflächen in Zu-
sammenhang stehen.  

 
(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne Rücksicht auf die Eigentums-

verhältnisse insbesondere alle der Allgemeinheit zur Nutzung zur Verfügung 
stehenden oder bestimmungsgemäß zugänglichen  
 
1. Grün-, Erholungs-, Spiel- und Sportflächen, Gärten, Waldungen, Friedhöfe  
    sowie die Ufer und Böschungen von Gewässern; 
 
2. Ruhebänke, Toiletten, Kinderspiel- und Sporteinrichtungen, Telekommuni- 
    kationseinrichtungen, Wetterschutz- und ähnliche Einrichtungen; 
 
3. Denkmäler und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten, Kunstge- 
    genstände, Standbilder, Plastiken, Anschlagtafeln, Beleuchtungs-, Versor- 
    gungs-, Kanalisations-, Entwässerungs-, Katastrophenschutz- und Bau- 
    stelleneinrichtungen sowie Verkehrsschilder, Hinweiszeichen und Licht- 
    zeichenanlagen.  
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§ 2 
 

Allgemeine Verhaltenspflicht 
 
 

(1) Auf den Verkehrsflächen und in den Anlagen hat sich jeder so zu verhalten, 
dass andere nicht gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen 
unvermeidbar in ihrer bestimmungsgemäßen Benutzung behindert werden. 
Die Inanspruchnahme der Verkehrsflächen und Anlagen darf durch die Benut-
zerinnen und Benutzer nicht vereitelt oder beschränkt werden. 

 
(2) Absatz 1 findet nur insoweit Anwendung, als die darin enthaltenen Verhal-

tenspflichten und Benutzungsgebote nicht der Regelung des Verkehrs im Sin-
ne der Straßenverkehrsordnung (StVO) auf Verkehrsflächen und in Anlagen 
dienen. Insoweit ist § 1 Abs. 2 StVO einschlägig.  

 
 
 

§ 3 
 

Schutz der Anlagen und Verkehrsflächen 
 
 

(1) Die Verkehrsflächen und Anlagen sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur 
ihrer Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden. Vorübergehende Nut-
zungseinschränkungen auf Hinweistafeln sind zu beachten. 

 
(2) Auf den Verkehrsflächen und in den Anlagen ist es insbesondere untersagt 

 
1. unbefugt Sträucher und Pflanzen aus dem Boden zu entfernen, zu 
    beschädigen oder Teile davon abzuschneiden, abzubrechen, umzuknicken 
    oder sonst wie zu verändern; 
 
2. unbefugt Bänke, Tische, Einfriedungen, Spielgeräte, Verkehrszeichen,  
    Straßen- und Hinweisschilder und andere Einrichtungen zu entfernen, zu  
    bemalen oder anders als bestimmungsgemäß zu nutzen; 
 
3. zu übernachten; 
 
4. Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Sicherung der Anlagen und 
    Verkehrsflächen unbefugt zu beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern 
     sowie Sperrvorrichtungen zu überwinden;  
 
5. Hydranten, Straßenrinnen, Einflussöffnungen und Straßenkanäle zu  
    verdecken oder ihre Gebrauchsfähigkeit sonst wie zu beeinträchtigen;  
 
6. die Allgemeinheit insbesondere aufgrund des Konsums von Alkohol oder 
    anderen Rauschmitteln zu stören, zum Beispiel durch Verunreinigungen,   
    Grölen, Gefährdung Dritter durch Liegenlassen von Flaschen, erkennbare 
    Ausfallerscheinungen der Alkoholkonsumentinnen und -konsumenten,  
    das Abhalten von Trinkgelagen; 
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7. außerhalb dazu ausgewiesener Flächen zu grillen oder ein offenes Feuer  
    zu entzünden oder zu unterhalten; 
 
8. die Notdurft außerhalb der hierfür vorgesehenen Toiletteneinrichtungen 
    zu verrichten. 
 

 
 

§ 4 
 

Nutzungsbeschränkungen 
 
 

(1) Auf den Verkehrsflächen und in den Anlagen ist die Ausübung gewerblicher 
Betätigungen, die einer Erlaubnis nach § 55 Abs. 2 Gewerbeordnung bedür-
fen, vor öffentlichen Gebäuden, insbesondere vor Kirchen, Schulen und 
Friedhöfen im Einzugsbereich von Ein- und Ausgängen nicht gestattet. Die 
Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen und die 
aufgrund dieses Gesetzes ergangenen Satzungen bleiben hiervon unberührt.  

 
(2) Es ist weiter nicht gestattet, die Anlagen zu befahren. Dies gilt nicht für Un-

terhaltungs- und Notstandsarbeiten sowie das Befahren mit Kinderwagen, 
Kinderfahrzeugen und Fortbewegungsmitteln wie Krankenfahrstühlen, sofern 
Personen nicht behindert werden.  

 
(3) Es ist Personen, die älter als acht Jahre sind, untersagt, in der Mittelstraße 

sowie auf dem Vendômer Platz und dem Rathausvorplatz Skateboards zu be-
nutzen. 

 
 
 

§ 5 
 

Verunreinigungsverbot 
 
 

(1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen ist untersagt.  
 
Unzulässig ist insbesondere 
 
1. neben den Verkehrsflächen und Anlagen öffentliche Gebäude, Denkmäler, 
    Toilettenanlagen, öffentliche Anschlagssäulen und –tafeln, Straßen-,  
    Hausnummern- und Verkehrsschilder sowie andere öffentliche Einrich- 
    tungen zu verunreinigen, zu bemalen, zu beschriften, zu behängen oder 
    sonst wie zu  beschädigen; 
2. das Wegwerfen und Zurücklassen von Unrat, Gartenabfällen und Grün- 
    schnitt, Lebensmittelresten, Papier, Glas, Konservendosen oder sonstigen  
    Verpackungsmaterialien sowie von scharfkantigen, spitzen, gleitfähigen  
    oder anderweitig gefährlichen Gegenständen; 
3. das Ausschütten von Schmutz- und Abwasser sowie das Einleiten von  
    Regenwasser auf Straßen und Anlagen, wobei die ordnungsgemäße Einlei- 
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    tung in die Kanalisation unter Beachtung der einschlägigen Vorschriften  
    ausgenommen ist; 
4. das Ablassen und die Einleitung von Öl, Altöl, Benzin, Benzol oder sonsti- 
    gen flüssigen, schlammigen und/oder feuergefährlichen Stoffen auf die  
    Straße oder in die Kanalisation. Gleiches gilt für das Ab- oder Einlassen von  
    Säuren/Basen, säure-/basehaltigen oder giftigen Flüssigkeiten. Falls derar- 
    tige Stoffe durch Unfall oder aus einem anderen Grund auslaufen, hat der  
    Verursacher alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eindrin- 
    gen dieser Stoffe in das Grundwasser oder in die Kanalisation zu verhin- 
    dern.  
 
5. der Transport von Flugasche, Flugsand und ähnlichen Materialien auf offe- 
    nen Lastkraftwagen, sofern diese Stoffe nicht abgedeckt oder in geschlos- 
    senen Behältnissen verfüllt sind. 
 

(2) Hat jemand öffentliche Verkehrsflächen oder ähnliche Anlagen – auch in Aus-
übung eines Rechts oder einer Befugnis – verunreinigt oder verunreinigen las-
sen, so muss er unverzüglich für die Beseitigung dieses Zustandes sorgen. 
Insbesondere haben diejenigen, die Waren zum sofortigen Verzehr anbieten, 
Abfallbehälter aufzustellen und darüber hinaus in einem Umkreis von 20,00 m 
die Rückstände einzusammeln und ordnungsgemäß zu entsorgen.  
 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden nur Anwendung, soweit durch die Verunreinigung 
nicht der öffentliche Verkehr erschwert wird und somit § 32 StVO nicht an-
wendbar ist. 

 
 
 

§ 6 
 

Kraftfahrzeuge 
 
 

(1) Das Reinigen und Waschen von Kraftfahrzeugen und anderen Gegenständen, 
insbesondere das Reinigen und/oder Absprühen von Motoren, der Unterseite 
von Kraftfahrzeugen oder sonstiger öliger Gegenstände sowie die Vornahme 
eines Ölwechsels ist auf den Verkehrsflächen und in den Anlagen verboten.  

 
(2) Kraftfahrzeuge dürfen auf jeglichen nicht ausdrücklich vorgesehenen Ver-

kehrsflächen und in, auf und im unmittelbaren Umfeld von Anlagen nicht repa-
riert werden. Ausnahmen gelten für Not- und Bagatellreparaturen.  
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§ 7 
 

Abfallbehälter/Sammelbehälter 
 
 

(1) Im Haushalt oder in Gewerbebetrieben angefallener Abfall darf nicht in Abfall-
behälter gefüllt werden, die in Anlagen oder auf Verkehrsflächen aufgestellt 
sind.  

 
(2) Das Einbringen von gewerblichem Recyclingabfall in Sammelbehälter, die in 

Anlagen oder auf Verkehrsflächen aufgestellt sind, ist verboten. 
 

(3) Das Abstellen von Altkleidern, Dosen, Glas, Papier, Sperrmüll oder derglei-
chen neben Recyclingcontainern ist verboten. 

 
(4) Die gefüllten Abfallbehälter dürfen frühestens am Abend vor der Entleerung 

durch die Müllabfuhr bereitgestellt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass 
eine Störung der öffentlichen Sicherheit ausgeschlossen ist. Nach der Entlee-
rung sind die Abfallbehälter unverzüglich von der Straße zu entfernen. Es ist 
verboten, explosive, feuergefährliche oder giftige Stoffe in die Abfallbehälter 
einzufüllen. Die für die Sperrgutabfuhr bereit gestellten Gegenstände sind so 
aufzustellen und erforderlichenfalls zu verpacken, dass eine Behinderung des 
Verkehrs und eine Verunreinigung der Straße ausgeschlossen ist. Nicht von 
der Sperrgutabfuhr mitgenommene Gegenstände müssen umgehend, spätes-
tens jedoch bis zum Einbruch der Dunkelheit, von der Straße entfernt werden. 

 
(5) Verunreinigungen durch nicht abgeholte Haushaltsabfälle, sperrige Abfälle, 

Altstoffe und Gartenabfälle sind von der bereit stellenden Person unverzüglich 
und schadlos zu beseitigen. 

 
(6) Die Absätze 1 bis 5 finden nur Anwendung, soweit durch die Verunreinigun-

gen nicht der öffentliche Verkehr erschwert wird und somit § 32 StVO nicht 
anwendbar ist.  

 
 
 

§ 8 
 

Wohnwagen, Zelte und Verkaufswagen 
 
 

(1) Das Ab- und Aufstellen von Wohnwagen, Zelten und Verkaufswagen in Anla-
gen ist verboten. 

 
(2) Ausnahmen können in Einzelfällen gestattet werden, wenn dies dem öffentli-

chen Interesse, z. B. zur Deckung des Freizeitbedarfs der Bevölkerung dient.  
 
 



2.3 

  EL 2016 6 

§ 9 
 

Tiere 
 
 

(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen innerhalb im Zusammenhang bebauter 
Ortsteile sind Hunde an der Leine zu führen. Im übrigen gelten die Vorschrif-
ten des Landeshundegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LHundG 
NRW).  

 
(2) Wer auf Verkehrsflächen oder in Anlagen Tiere, insbesondere Pferde und 

Hunde, mit sich führt, hat die durch die Tiere verursachten Verunreinigungen 
unverzüglich und schadlos zu beseitigen. Ausgenommen hiervon sind Blinde 
und hochgradig Sehbehinderte, die Blindenhunde mit sich führen. 

 
(3) Tauben dürfen nicht gefüttert werden.  

 
 
 

§ 10 
 

Kinderspielplätze 
 
 

(1) Kinderspielplätze dienen nur der Benutzung durch Kinder bis 14 Jahre, soweit 
nicht durch Schilder eine andere Altersgrenze festgelegt ist.  

 
(2) Andere Aktivitäten, insbesondere Skateboardfahren oder das Fahren mit Inli-

neskatern sowie Ballspiele jeglicher Art, sind auf den Kinderspielplätzen ver-
boten, es sei denn, dass hierfür besondere Flächen ausgewiesen sind.  

 
(3) Die Benutzung von Kinderspielplätzen ist nur bis zum Einbruch der Dunkelheit 

erlaubt.  
 

(4) Auf Kinderspielplätzen dürfen Tiere nicht mitgeführt werden. 
 

(5) Auf Kinderspielplätzen ist das Mitführen oder der Konsum von Alkohol, Dro-
gen oder anderen gesundheitsgefährdenden Stoffen, z. B. Tabak, verboten. 

 
 
 

§ 11 
 

Gefahrenträchtige Objekte 
 
 

(1) Schneeüberhänge sowie Eiszapfen an Gebäuden, insbesondere an Dachrin-
nen, sind von den Ordnungspflichtigen zu entfernen oder entfernen zu lassen, 
wenn Personen oder Sachen ansonsten gefährdet werden können.  
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(2) An Gebäuden oder anderen baulichen Anlagen dürfen Gegenstände zu den 
Straßen hin nicht so angebracht werden, dass durch sie 
 
 a) Verkehrsteilnehmer behindert oder gefährdet werden, 
 b) eine Berührung mit Leitungsdrähten oder Beleuchtungskörpern möglich ist. 

 
(3) Frisch gestrichene, öffentlich zugängliche Gegenstände und Flächen sind 

durch einen auffallenden Hinweis kenntlich zu machen.  
 
 
 

§ 12 
 

Hecken, Äste und Zweige 
 
 

(1) Hecken und sonstige Einfriedungen dürfen in die Verkehrsflächen nicht hinein-
ragen. Bäume, Äste und Zweige müssen über Fußgängerbereichen, Bür-
gersteigen, Geh- und Radwegen mindestens 2,50 m, über Fahrbahnen und 
Parkplätzen mindestens 5,00 m vom Erdboden entfernt sein. 

 
(2) Einfriedungen jeder Art sowie Bäume und Sträucher an Straßenkreuzungen 

und in Straßenkurven sind entweder durchsichtig oder so niedrig zu halten, 
dass durch sie die Übersicht über den Verkehr nicht behindert wird.  

 
 
 

§ 13 
 

Hausnummern 
 
 

(1) Jedes Haus ist vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten auf eigene Kosten 
mit der dem Grundstück zugeteilten Hausnummer zu versehen, die Haus-
nummer muss von der Straße erkennbar sein und lesbar erhalten werden. 

 
(2) Die Hausnummer ist unmittelbar neben dem Haupteingang deutlich sichtbar 

anzubringen. Liegt der Haupteingang nicht an der Straßenseite, so ist sie an 
der zur Straßenseite gelegenen Hauswand oder Einfriedung des Grundstücks, 
und zwar an der dem Haupteingang zunächst liegenden Hauswand anzubrin-
gen. Ist ein Vorgarten vorhanden, der das Wohngebäude zur Straße hin ver-
deckt oder die Hausnummer nicht erkennen lässt, so ist sie an der Einfriedung 
neben dem Eingangstor bzw. der Eingangstür zu befestigen oder ggf. separat 
anzubringen.  
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§ 14 
 

Erlaubnisse, Ausnahmen 
 
 
Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann auf Antrag Ausnahmen von den Be-
stimmungen dieser Verordnung zulassen, wenn die Interessen der Antragstelle-
rin/des Antragstellers die durch die Verordnung geschützten öffentlichen und privaten 
Interessen im Einzelfall nicht nur geringfügig überwiegen.  
 
 
 

§ 15 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den Bestimmungen 
der  §§ 2 bis 13 dieser Verordnung zuwiderhandelt.  

 
(2) Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verordnung können mit einer Geldbu-

ße nach den Bestimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) 
geahndet werden, soweit sie nicht nach Bundes- oder Landesrecht mit Strafen 
oder Geldbußen bedroht sind.  

 
 
 

§ 16 
 

In-Kraft-Treten 
 
 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.  
 
 


